
zu bewirken. Diese Arten zivilen 
Ungehorsams waren Schlüssel für viele 
Siege sozialer Bewegungen.

Am Samstag, den 18. Oktober werden 
als Teil des NUCLEAR weekEND einfüh-
rende Workshops zur Geschichte und 
Praxis gewaltfreier Aktionen gegen 
Atomkraft und darüber, wie wir uns da-
bei gegenseitig unterstützen können, 
stattfinden.

Am Montag, den 20. Oktober wird das 
NUCLEAR weekEND mit weiteren 
Workshops, Vernetzung und strategi-
schen Diskussionen darüber, wie wir 

vor zurückschreckt, junge Menschen 
auf Dauer im Knast einzumauern, löst 
Entsetzen aus.

Das Komitee appelliert an die - sicher-
heitspolitisch in die Pflicht genomme-
nen - psychiatrischen und psychologi-
schen Sachverständigen, solche 
Gutachten-Aufträge zu verweigern: 
Sie sind weder mit ihren Regeln der 
Kunst noch mit dem Prinzip "nihil noce-
re"[1] zu vereinbaren!

Komitee für Grundrechte und 
Demokratie

1. Anm. d. Red.: lat. für "(dem 
Patienten) keinen Schaden zufügen"

die Kampagne weiterführen können, 
fortgesetzt.

Komm zum NUCLEAR weekEND, treffe 
andere Leute, die sich der Atomkraft 
widersetzen und lass uns uns Know 
How und Fähigkeiten aneignen sowie 
Leute unterstützen, die der Atom-
industrie vor Ort entgegentreten. 
Unsere unterschiedlichen Stimmen 
sind wichtig. Zusammen können wir ei-
ne Bewegung bilden, die Finnland und 
die Welt von Atomkraft befreit.

Lerne, lache und verschaffe dir Gehör. 
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Grundrechte-Komitee fordert 
Gutachter auf, Gefährlichkeits-
prognosen zu verweigern

Innerhalb von elf Jahren tritt die 
sechste Verschärfung des Rechtes der 
Sicherungsverwahrung in Kraft - und 
noch weiter gehende Entwürfe liegen 
bereits in parteipolitischen Wahl-
kampf-Schubladen, zum Teil auf dün-
nem parlamentarischen Eis. Am 20. 
Juni 2008 traf es im Bundestag einmal 
mehr das Jugendstrafrecht, wie von 
der SPD bereits in der hessischen 
Wahlkampfauseinandersetzung mit 
Koch angekündigt, nun gibt auch der 
Bundesrat am 4. Juli 2008 grünes 
Licht: Auch nach Verbüßung einer län-
geren Jugendstrafe wegen bestimmter 
schwerwiegender Delikte kann in 
Zukunft nachträglich die Siche-
rungsverwahrung angeordnet werden 
(Neufassung des § 7 Jugendge-
richtsgesetz). Das heißt konkret: Hat 
ein Verurteilter im Alter von 22 Jahren 
(oder darüber) bereits eine minde-
stens siebenjährige Jugendstrafe ver-
büßt, kann ein Gericht nachträglich an-
ordnen, dass er - auf der Grundlage ei-
ner von zwei Sachverständigen be-
gründeten Gefährlichkeitsprognose - 
bis auf weiteres (und im Extremfall 
sein Leben lang) in Haft bleibt: Die 
Bestrafung mit dem sozialen Tod, 
kaum dass das eigenverantwortliche 
Leben richtig begonnen hat ...

Nun erscheint das Ziel des Jugend-
strafrechts, das derselbe Gesetzgeber 
vor gerade mal einem halben Jahr in § 

2 desselben Gesetzes verankert hat, in 
einem ganz anderen Licht: Die 
Anwendung des Jugendstrafrechts sol-
le vor allem "erneuten Straftaten ei-
nes Jugendlichen oder Heran-
wachsenden entgegenwirken"; und um 
dieses Ziel zu erreichen, seien die 
Rechtsfolgen "vorrangig am Erzie-
hungsgedanken auszurichten". Mit der 
schrittweisen Einführung der Siche-
rungsverwahrung ins Jugendstrafrecht 
wird jenes hehre Ziel in ebensolchen 
Schritten verlassen. Im Rechts-
ausschuss des Bundestages haben die 
angehörten Expertinnen und Experten 
den Entwurf deshalb (einmal mehr) 
einhellig abgelehnt - die Regie-
rungsmehrheit hat dies (einmal mehr) 
überhaupt nicht angefochten. Die 
Sicherungsverwahrung war immer 
schon ein Stachel im Fleisch eines so-
zialen, liberalen und rechts-
staatlichen Strafrechts, ein 
Stachel, der mit den 
Verschärfungen der letz-
ten Jahre immer tie-
fer getrieben wurde. 
Die Einführung der 
nachträglichen Si-
cherungsverwahrung 
(2004) hat weitere zen-
trale menschenrechtli-
che Prinzipien der Krimi-
nalpolitik angetastet - dass 
das Bundesverfassungsgericht 
solches abgesegnet hat, macht 
den Skandal nicht erträglicher. 
Dass die herrschende 
Sicherheitspolitik 
nicht einmal mehr da-

Sicherungsverwahrung
oder: Die Bestrafung mit dem sozialen Tod nun auch im 'Erziehungs'-Strafrecht

nach Jugendstrafrecht 


